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durchzusetzen. Denn durch die Pariser Ver­
träge ist Westdeutschland nicht nur Partner 
der Nordatlantikpakt-Staaten, sondern auch 
Mitglied aller seiner politischen und militä­
rischen Gremien geworden. Damit ist es den 
militaristischen Kreisen um Blank möglich, 
Einfluß auf alle Partnerstaaten zu nehmen, 
wie auch die gesamte Nordatlantikpakt-Orga­
nisation in militaristische Abenteuer zu ver­
wickeln. Man darf in diesem Zusammenhang 
nicht außer acht lassen, daß Westdeutschland, 
im Besitz einer neuen Wehrmacht, zu den 
einflußreichsten Mitgliedern der NATO zäh­
len wird. Es ist kein Zufall, wenn amerika­
nische Generale die Anwesenheit von faschi­
stischen Generalen im NATO-Rat deshalb 
forderten, um eine starke Stütze für ihre 
aggressive Politik in Europa zu haben. Dafür 
spricht u. a. auch, daß das von allen Frak­
tionen der französischen Nationalversamm­
lung geforderte vertragliche Verbot eines 
deutschen Generalstabs in den Pariser Ver­
trägen nicht ausgesprochen worden ist.

Um dieser Vorteile willen verzichtete die 
deutsche Großbourgeoisie in den Pariser 
Verträgen auf eine Reihe von Rechten, die 
sich die drei Westmächte Vorbehalten haben. 
Zu diesen Rechten gehören vor allem der 
Verzicht auf die mit der Frage der Wieder­
vereinigung Deutschlands zusammenhängen­
den Rechte, einschließlich des Rechts der Be­
ziehungen Westdeutschlands zur Deutschen 
Demokratischen Republik. Darüber hinaus 
wurde in den Pariser Verträgen ausdrücklich 
festgelegt, daß die Besatzungstruppen der 
Westmächte und ihre militärischen Stütz­
punkte 50 Jahre in Deutschland verbleiben. 
Diese Vorbehaltsrechte der Westmächte 
waren der Preis, den Adenauer für die Wie­
deraufrüstung zahlen mußte. Die westdeut­
schen Monopolisten haben diesen Preis je­
doch gern bezahlt. Sie wissen: im Besitz 
einer neuen Wehrmacht können zur ge­
gebenen Zeit alle Fesseln gesprengt werden, 
die ihnen durch die Pariser Verträge heute 
noch angelegt sind.

Durch die bürgerliche Pariser Zeitung „La 
Tribune des Nations“ ist bekanntgeworden, 
daß Adenauer in einer vertraulichen Zusam­
menkunft mit CDU-Ministern, Militärs und 
Industriellen die „verlockenden Perspekti­
ven“ der NATO-Armee geschildert und er­
klärt hat, mit Hilfe der Pariser Verträge in 
zwei bis drei Jahren einen Stamm von min­
destens 34 000 Offizieren und etwa 100 000

Unteroffizieren auszubilden, zu denen dann 
noch die bereits ausgebildeten Soldaten des 
letzten Krieges (etwa 4 Millionen Mann) hin­
zugerechnet werden könnten. Auf diese 
Weise würden sich die deutschen Imperia­
listen, wie Adenauer sagte, „solide auf die 
Füße stellen und ihrer Stimme das ent­
sprechende Gehör verschaffen“. Wenn dann 
dieses Ziel erreicht ist, so fügte Adenauer 
hinzu, wird der Rahmen der Westeuropäi­
schen Union für Westdeutschland zu eng 
werden, und genau dann wird der Zeitpunkt 
gekommen sein, die Verträge von Paris zu 
zerreißen.

Heute schon werden von offiziellen Regie­
rungsvertretern Bonns wieder Ansprüche auf 
französisches, belgisches, holländisches, däni­
sches und österreichisches Territorium er­
hoben. Der in Frankfurt erscheinende „Ost- 
West-Kurier“ hat bereits die provokatorische 
Frage gestellt: „Was ist denn das Elsaß? Was 
ist denn Lothringen? Etwa alter franzö­
sischer Boden? Müßte Frankreich nicht 
Städte wie Toul, Nancy, Mont-beliard ab­
treten, da es sich hier durchweg um alte 
deutsche Gründungen handelt? — Es würde 
ein sehr kleines Frankreich Zurückbleiben, 
denn genau besehen, ist auch die Normandie 
kein ursprünglicher französischer Boden...“

Die aggressive Außenpolitik Bonns ver­
folgt jedoch nicht nur das Ziel, die wirt­
schaftliche, politische und militärische Vor­
herrschaft in Westeuropa zu erringen, son­
dern sie ist vor allem gegen die Deutsche 
Demokratische Republik, die Staaten der 
Volksdemokratie und gegen die Sowjetunion 
gerichtet. Schon am 10. Februar 1952 hat 
Adenauer den Beitritt Westdeutschlands zur 
sogenannten Europäischen Verteidigungs- 
Gemeinschaft mit der Begründung emp­
fohlen: „Der beste Weg, den deutschen 
Osten wiederzuerlangen, ist die Wieder- 
bewaffnung (West-)Deutschlands innerhalb 
der Europa-Armee“; wobei er unter dem 
„deutschen Osten“ nicht nur die Deutsche 
Demokratische Republik, sondern auch die 
Volksrepublik Polen, die Tschechoslowa­
kische Republik und die Sowjetunion ver­
steht. Das ist eindeutig klargeworden, als 
sein Staatssekretär Hallstein wenige Tage 
später sagte: Westdeutschland wird die Inte­
gration (d. h. die Ausdehnung des kapita­
listischen Systems, d. V.) in Europa bis zum 
Ural anstreben.


